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YoN LÜDER GERKEN

T\ie Schuldenkrise ist nicht ausgestan-
| | den; das Schlimmste dürfte uns sogar

L-,t erst noch bevorstehen. Wie konnte es
so weit kommen? Eirre zentrale Ursache
der Krise liegt darin, dass die Banken und
die Politik jahrelang eiaträchtig Hand in
Hand gearbeitet haben,r zum gegenseiti-
qen Vorteil.

Banken nehmen Geld von Sparern ent-
gegen und verleihen es an Kreäitnehmer.
Wenn alles gut läufJ, zahlen die Kreditneh-
mer ihre Kredite zurück, sodass die Bank
das Geld an die Sparer auszahlen kann.
Doch wenn es nicht gut läuft, gehen Kredit-
nehmer in Konkurs und können daher ihre
Iftedite nicht zurückzahlen. Das Geld ist
weg. Das interessiert die Sparer aber we-
nig; die wollen ihr Geld wiedersehen,

Um für solche Fälle qerüstet zu sein, be-
nötigt die Bank eine Röserve, aus der sie
die Sparer auch dann auszahlen kann,
wenn Kredite ausfallen. Diese Reserve ist
ihr Eigenkapital. Solange die tsank Eigen-
kapital hat, kann.sie Kreditausfälle verkraf -
ten. Wenn das Eigenkapital aufgezehrt
wüd, weil viele Kredite au-f einmal ausfal-
len, geht auch die Bank in Konkurs. Dann
ist auch das Geld der Sparer weg.

Um dies möglichst auszuschließen, ist
gesetzlich vorgeschrieben, wie viel Eigen-
kapital die Banken für ltredite reservieren
müssen. Im Fachjargon heißt dieses Ge-
setz ,,Basel II", weil es in Basel verhandelt
wurde und das zweite Gesetz seinerArt
ist. Es enthilt ein kompliziertes System
nach dem Prinzip: Je höher das Kreditri-
siko ist, desto mehr Eiqenkapital muss die
Bank vorhalten. ,Basei II" ziyinqt die Ban,
ken, sich genau zu überlegen, aä wen sie
Iftedite vergeben. Denn sie haben nur
eine bestimmte Menge Eigenkapital, und
die begrenzt das l{reditvergabevolumen.
Eigentlich vernünftig, oder?
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Es gibt da allerdings eine ganz merkwtir-
dige Ausnahmer Euro-Staaten erhalten, so
das Gesetz, eine,, Risikogewichtung von
nuli Prozent". Das heißt: Für Iftedite an
diese Staaten w'ird das Konkursrisiko weg-
definiert, sodass die Banken für sie kein Ei-
genkapitalvorhalten müssen. Achl Was ist
denn mit Griechenland? Was läuft derzeit
in Portugal und Italien ab? Staaten können
nicht in Konkurs gehen? Was war mit Russ-
land L998, Argentinien 2001,, Indonesien
2002, Venezuela 2004, Ecuador 2008?

Die AusnahmereEelung hat tolle FoI- 
'

gen. Da die Banken kein Eigenkapital für
Staatskreditq vorhailten müssen, sind diese
billiqer. Euro-Staaten zahlen weniqer Zin:
."r, äis andere Schuldner. Und: DaJvomEi-
genkapitalbestand abhängige Krgditverga-
bevolumen der Banken wird dwch Staats*
kredite nicht oeschmäIert, steht also in vol-
lem Umfang flr andere Kredite zur Verfü-
gung. Für die Bankeu sind die Zinszahlun-
qen des Staates also ein lukratives Zubrot,
äas sie gerne mitnehmen,

Ein wahrhaft perfides Spiel der Politiker:
Wohl.wissend, dass sie seit Jahren eine im-
mer höhere Staatsverschuldung aufbauen
und daJür auJ Kredite angewiesen sind, ha-
ben sie dafür gesorgt, dass diese Kredite
möglichst biJlig und uneingeschränkt zu
haben sind. Die Politiker schreiben die
Spielregeln für die Kreditvergabe der Ban-
ken vor - und nehmen die eigenen Staats-
kredite von diesen Regeln aus. Das ist, als
ob bei einem Fußbailspiel eine Mann-
schaft die Regeln bestimmen darf und da-
qin festlegrt, dass öese Regeh für sie selbst
nicht gelten.

Angesichts"der Finanzkrise haben die
Politiker die tsanken verpflichtet, {ür lfte-
dite mehr Eigenkapital vorzuhaiten. Diese
Reformen wurden jetzt als ,,Basel III} vor-
gestellt. Tatsächlich soll das Eigenkapital,

das für l{redite vorzuhalten ist, deutlich
aufgestockt und die Banken so krisenfes-
ter gemacht werden, Und was sagt ,,Basel
III" zu den Staatskrediten? Auch in Zu-
kunft soll für Euro*Staaten eine ,,Risikoge-
wichtung von null Prozent" gelten. Wider
besseres Wissen wird also das Konkursri-
siko weiterhin schlichtweg geleugnet.
Bitte keine Störung der staatlichenSchul-
denparty! Ausbaden werden das die Spa-
rer und die Steuerzahler dann, wenn das
ganze System zusammenbrichJ.
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